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Satzung für die Freiwillige Feuerwehr  

der Marktgemeinde Hilders   
 
 
 
 
 

Aufgrund der §§ 5 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom  
24. März 2010 (GVBl. I S. 119), in Verbindung mit §§ 11, 12 II des Hessischen Brand- und Katastro-
phenschutzgesetz (HBKG) in der Fassung vom 03. Dezember 2010 (GVBl I S. 502) hat die Gemein-
devertretung der Marktgemeinde Hilders  am 16. Dezember 2011 folgende 
 

FEUERWEHRSATZUNG 
beschlossen: 
 

§ 1 
ORGANISATION, BEZEICHNUNG 

 
(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Marktgemeinde Hilders ist als öffentliche Feuerwehr eine ge-

meindliche Einrichtung (§ 7 Abs. 1 HBKG). Sie führt die Bezeichnung 
 

„Freiwillige Feuerwehr Hilders“ 
 
(2)  Die Ortsteilfeuerwehren für die Ortsteile führen als Zusatz die jeweilige Bezeichnung des 

Ortsteiles bzw. der Ortsteile, sofern sie sich zusammengeschlossen haben 
 

Ortsteile:  Bezeichnung der Ortsteilwehr  
OT Hilders Freiwillige Feuerwehr Hilders-Mitte 
OT Batten Freiwillige Feuerwehr Hilders-Batten 
OT Brand Freiwillige Feuerwehr Hilders-Brand 
OT Dietges Freiwillige Feuerwehr Hilders-Dietges 
OT Eckweisbach 
OT Liebhards 
OT Unterbernhards 

Freiwillige Feuerwehr Hilders-
Eckweisbach/Liebhards/Unterbernhards 

OT Rupsroth Freiwillige Feuerwehr Hilders-Rupsroth 
OT Simmershausen Freiwillige Feuerwehr Hilders-Simmershausen 
OT Wickers Freiwillige Feuerwehr Hilders-Wickers 

 
 

 

(3) Die Freiwillige Feuerwehr der Marktgemeinde Hilders steht unter der Leitung des Gemeinde-
brandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin. 

 
 

§ 2 
AUFGABEN DER FREIWILLIGEN FEUERWEHR 

 
(1) Die Aufgaben der Freiwilligen Feuerwehr umfassen den vorbeugenden und abwehrenden 

Brandschutz, die Allgemeine Hilfe sowie die Hilfeleistung bei anderen Vorkommnissen und die 
Mitwirkung bei der Brandschutzerziehung und -aufklärung im Sinne der §§ 1, 3 Abs. 1 Nr. 6 
und 6 HBKG. 

 
(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Freiwillige Feuerwehr die aktiven Feuerwehrangehörigen 

nach den geltenden Feuerwehr-Dienstvorschriften und sonstigen einschlägigen Vorschriften 
aus- und fortzubilden. 
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§ 3 

GLIEDERUNG DER FREIWILLIGEN FEUERWEHR  
 
Die Freiwillige Feuerwehr Hilders gliedert sich in folgende Abteilungen: 
 

1. Einsatzabteilung 
2. Ehren- und Altersabteilung 
3. Jugendfeuerwehr 
4. Kindergruppe 

 
 

§ 4 
PERSÖNLICHE AUSRÜSTUNG, ANZEIGEPFLICHTEN BEI SCHÄDE N 

 
 

(1) Die Feuerwehrangehörigen haben die durch die Marktgemeinde Hilders unentgeltlich zur Ver-
fügung gestellte Dienst- und Schutzkleidung pfleglich zu behandeln und nach dem Ausschei-
den aus dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. Für verlorengegangene oder durch außer-
dienstlichen Gebrauch beschädigte oder unbrauchbar gewordene Teile der Ausrüstung kann 
die Marktgemeinde Hilders Ersatz verlangen. 

 
(2) Die Feuerwehrangehörigen haben dem Gemeindebrandinspektor/der Gemeindebrandinspek-

torin oder dem Wehrführer/der Wehrführerin unverzüglich anzuzeigen: 
 

a) im Dienst erlittene Körper- und Sachschäden, 
b) Verluste oder Schäden an der persönlichen und sonstigen Ausrüstung. 

 
(3) Soweit Ansprüche für oder gegen die Marktgemeinde Hilders in Frage kommen, hat der Emp-

fänger der Anzeige nach Abs. 2 die Meldung an den Gemeindevorstand weiterzuleiten. 
 
 

§ 5 
AUFNAHME IN DIE EINSATZABTEILUNG DER 

FREIWILLIGEN FEUERWEHR 
 
(1) Die Einsatzabteilung setzt sich zusammen aus den aktiven Angehörigen der Freiwilligen Feu-

erwehr. In die Einsatzabteilung können Personen mit besonderen Fähigkeiten und Kenntnis-
sen zur Beratung der Freiwilligen Feuerwehr (Fachberater) aufgenommen werden. 

 
(2) Als aktive Feuerwehrangehörige können in der Regel nur Personen aufgenommen werden, 

die ihre Hauptwohnung in der Marktgemeinde Hilders  haben oder aufgrund einer regelmäßi-
gen Beschäftigung oder Ausbildung oder in sonstiger Weise regelmäßig für Einsätze in der 
Marktgemeinde Hilders  und Aus- und Fortbildung zur Verfügung stehen. Sie müssen persön-
lich geeignet, den Anforderungen des Feuerwehrdienstes geistig und körperlich gewachsen 
sein, sowie das 17. Lebensjahr vollendet haben; sie dürfen das 60. Lebensjahr nicht über-
schritten haben. 
 

(3) Aktiver Feuerwehrdienst kann nur in maximal zwei Feuerwehren geleistet werden. Die Belan-
ge der Feuerwehr, in der der Feuerwehrangehörige wohnt oder überwiegend wohnt, sind vor-
rangig zu berücksichtigen. 

 
(4) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr ist schriftlich bei dem Gemeindebrandinspektor/der 

Gemeindebrandinspektorin oder bei dem Wehrführer/der Wehrführerin zu beantragen. Minder-
jährige haben mit dem Aufnahmeantrag die schriftliche Zustimmungserklärung ihrer gesetzli-
chen Vertreter vorzulegen. 

 
(5) Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Gemeindevorstand bzw. in dessen Auftrag der 

Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin nach Anhörung des Feuerwehraus-
schusses. Bei Zweifeln über die geistige oder körperliche Tauglichkeit kann die Vorlage eines 
ärztlichen Attestes verlangt werden. 
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(6) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr erfolgt durch den Gemeindebrandinspektor/die 
Gemeindebrandinspektorin oder durch den Wehrführer/die Wehrführerin unter Überreichung 
der Satzung und durch Handschlag. Dabei ist der/die Feuerwehrangehörige durch Unter-
schriftsleistung auf die gewissenhafte Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben gegenüber jedermann 
unabhängig von Nationalität, Rasse, Religion oder Hautfarbe zu verpflichten, wie sich diese 
aus den gesetzlichen Bestimmungen, dieser Satzung sowie den Dienstanweisungen ergeben. 

 
 

§ 6 
BEENDIGUNG DER ZUGEHÖRIGKEIT ZUR EINSATZABTEILUNG 

 
(1) Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung endet mit 
 

a) der Vollendung des 60. Lebensjahres oder auf Antrag im Sinne von § 10 Abs. 2 HBKG 
spätestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres, 

b) dem Austritt, 
c) dem Ausschluss, 
d) dem Tod. 

 
(2)  Vor Verlängerung der Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung gemäß § 10 Abs. 2 HBKG hat sich 

der Antragsteller/die Antragstellerin einer ärztlichen Untersuchung zu unterziehen. Über den 
Verlängerungsantrag entscheidet der Gemeindevorstand bzw. in dessen Auftrag der Gemein-
debrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin nach Anhörung des Feuerwehrausschusses. 

 
(3) Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem Gemeindebrandinspektor/der Gemeindebrandin-

spektorin oder dem Wehrführer/der Wehrführerin erklärt werden. 
 
(4) Der Gemeindevorstand kann einen Angehörigen der Einsatzabteilung aus wichtigem Grund - 

nach Anhörung des Feuerwehrausschusses - durch schriftlichen, mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid aus der Freiwilligen Feuerwehr ausschließen. 
Zuvor ist dem/der Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Wichtiger Grund ist 
insbesondere das mehrfache unentschuldigte Fernbleiben vom Einsatz und/oder bei ange-
setzten Übungen, die nachhaltige Verletzung der Pflicht zum kameradschaftlichen Verhalten 
und das aktive Eintreten gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung.  

 
 

§ 7 
RECHTE UND PFLICHTEN DER ANGEHÖRIGEN DER EINSATZABT EILUNG 

 
(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben das Recht zur Wahl des Gemeindebrandinspek-

tors/der Gemeindebrandinspektorin, seines Stellvertreters/seiner Stellvertreterin, des Wehr-
führers/der Wehrführerin, des stellvertretenden Wehrführers/der stellvertretenden Wehrführe-
rin sowie der Mitglieder des Feuerwehrausschusses. Sie können zu Mitgliedern des Feuer-
wehrausschusses gewählt werden. 

 
(2) Die Angehörigen der Einsatzabteilung haben die in § 2 bezeichneten Aufgaben nach Anwei-

sung, des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin oder der sonst zuständi-
gen Vorgesetzten gewissenhaft durchzuführen. Sie haben insbesondere 

 
a) die für den Dienst geltenden Vorschriften und Weisungen (z. B. Dienstvorschriften, 

Ausbildungsvorschriften, Unfallverhütungsvorschriften) sowie Anweisungen  des Ge-
meindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin oder der sonst zuständigen 
Vorgesetzten zu befolgen, 

 
b) bei Alarm sofort zu erscheinen und den für den Alarmfall geltenden Anweisungen und 

Vorschriften Folge zu leisten, 
 

c) am Unterricht, an den Übungen und sonstigen dienstlichen Veranstaltungen teilzu-
nehmen. 

 
(3) Neu aufgenommene Feuerwehrangehörige dürfen vor Abschluss der feuerwehrtechnischen 

Ausbildung (Grundausbildung) nur im Zusammenwirken mit ausgebildeten und erfahrenen ak-
tiven Feuerwehrangehörigen eingesetzt werden. 
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(4) Abs. 2 und 3 gelten nicht für die Fachberater im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 2. 
 
(5) Für Tätigkeiten im Feuerwehrdienst außerhalb des Gemeindegebietes gelten die Vorschriften 

des hessischen Reisekostenrechts entsprechend. 
 
 

§ 8 
ORDNUNGSMASSNAHMEN 

 
(1) Verletzt ein Angehöriger/eine Angehörige der Einsatzabteilung seine/ihre Dienstpflicht bzw. 

sonstige Verpflichtungen aus dieser Satzung, so kann der Gemeindebrandinspektor/die Ge-
meindebrandinspektorin im Einvernehmen mit dem Feuerwehrausschuss ihm/ihr gegenüber 

 
a) eine Ermahnung, 
b) einen mündlichen oder schriftlichen Verweis 

 
aussprechen. 

 
(2) Die Ermahnung wird unter vier Augen ausgesprochen. Vor dem Verweis ist dem/der Betroffe-

nen Gelegenheit zur schriftlichen oder mündlichen Stellungnahme zu geben. 
 
 

§ 9 
EHREN- UND ALTERSABTEILUNG 

 
(1) In die Ehren- und Altersabteilung wird unter Überlassung der Dienstbekleidung übernommen, 

wer wegen Vollendung des 60. bzw. bei verlängerter Zugehörigkeit nach § 10 Abs. 2 HBKG 
spätestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres, dauernder Dienstunfähigkeit oder aus sons-
tigen wichtigen persönlichen Gründen aus der Einsatzabteilung ausscheidet. 

 
(2) Die Zugehörigkeit zur Ehren- und Altersabteilung endet 
 

a) durch Austritt, der schriftlich gegenüber dem Gemeindebrandinspektor/der Gemeinde-
brandinspektorin oder dem Wehrführer/der Wehrführerin erklärt werden muss, 

 
b) durch Ausschluss (§ 6 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend), 
 
c) durch Tod. 

 
(3) Für die Ausbildung, die Gerätewartung und die Brandschutzerziehung und -aufklärung können 

die Angehörigen der Ehren- und Altersabteilung auf eigenen Antrag freiwillig und ehrenamtlich 
Aufgaben übernehmen, soweit sie hierfür die entsprechenden Vorkenntnisse besitzen und 
persönlich, geistig und körperlich geeignet sind. Die Wahrnehmung der Aufgaben erfolgt ge-
mäß der Bewilligung des Magistrates/des Gemeindevorstandes/ oder in dessen Auftrag durch 
den Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin mit Zustimmung der Wehrführe-
rin/ des Wehrführers längstens bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres. Aus wichtigem 
Grund kann entsprechend § 6 Abs. 4 die besondere Tätigkeit beendet werden. Im Rahmen 
dieser Tätigkeit unterliegen die Angehörigen der Ehren- und Altersabteilung der fachlichen 
Aufsicht durch die Leitung der Freiwilligen Feuerwehr. § 7 Abs. 2 Satz 1 und 2 Buchst. a) fin-
det entsprechende Anwendung. 

 
 

§ 10 
JUGENDFEUERWEHR 

 
(1) Die Jugendfeuerwehr der Freiwilligen Feuerwehr Hilders führt den Namen "Jugendfeuerwehr 

Hilders" und den Ortsteilnamen als Zusatz. 
 
(2) Die Jugendfeuerwehr Hilders ist der freiwillige Zusammenschluss von Jugendlichen im Alter 

vom vollendeten 10. bis zum vollendeten 17. Lebensjahr. Für die Aufnahme gilt § 5 Abs. 4 
entsprechend. Sie gestaltet ihre Aktivitäten als selbständige Abteilung der Freiwilligen Feuer-
wehr nach einer vom Gemeindevorstand beschlossenen Jugendordnung, die auch Vorschrif-
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ten zum Vorschlagsrecht zur Wahl des Jugendfeuerwehrwartes/der Jugendfeuerwehrwartin 
der Marktgemeinde Hilders, und der Jugendfeuerwehrwarte/ Jugendfeuerwehrwartinnen der 
Ortsteile enthält.   

 
(3) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr Hilders untersteht die Jugendfeuerwehr der Auf-

sicht durch den Gemeindebrandinspektor/die Gemeindeinspektorin als Leiter/Leiterin der 
Freiwilligen Feuerwehr, der/die sich dazu des Jugendfeuerwehrwartes/der Jugendfeuerwehr-
wartin der  Gemeinde bedient. Der Jugendfeuerwehrwart/die Jugendfeuerwehrwartin der 
Marktgemeinde Hilders muss mindestens 18 Jahre alt sein und die erforderliche persönliche, 
fachliche und pädagogische Eignung (§ 7 Abs. 6 FwOVO) besitzen. Er/Sie muss Angehöriger 
der Einsatzabteilung sein. Das gleiche gilt für die Jugendfeuerwehrwarte/ Jugendfeuerwehr-
wartinnen der Ortsteile. 

 
 

§ 11 
Kindergruppen 

 
 
(1.) Die Kindergruppe der Freiwilligen Feuerwehr Hilders führt den Namen „Bambini-Feuerwehr“ 

und den Ortsteilnamen als Zusatz.  
 

(2.) Die Kindergruppe Bambini-Feuerwehr ist der freiwillige Zusammenschluss von Kindern im 
Alter vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 10. Lebensjahr. Für die Aufnahme gilt  
§ 5 Abs. 4 entsprechend. Sie gestaltet ihre Aktivitäten als selbständige Abteilung der Freiwilli-
gen Feuerwehr.  
 

(3.) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr Hilders untersteht die Kindergruppe der Aufsicht 
durch den Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin als Leiter/Leiterin der 
Freiwilligen Feuerwehr, der/die sich dazu des Leiters/der Leiterin der Kindergruppe bedient. 
Der Leiter/die Leiterin der Kindergruppe muss mindestens 18 Jahre alt sein und die persönli-
che, fachliche und pädagogische Eignung besitzen. Die Leiter/-innen und Betreuerin/-innen 
sind ehrenamtlich für die Gemeinde tätig. Die Berufung erfolgt nach § 21 Abs. 2 HGO. 

 
 

§ 12 
 

GEMEINDEBRANDINSPEKTOR/GEMEINDEBRANDINSPEKTORIN, ER STER UND WEITERER 
STELLVERTRETENDER GEMEINDEBRANDINSPEKTOR/ERSTE UND WEITERE STELLVER-

TRETENDE GEMEINDEBRANDINSPEKTORIN,  
WEHRFÜHRER/WEHRFÜHRERIN, ERSTER UND WEITERER STELLVERTRETENDER WEHR-

FÜHRER/ERSTE UND WEITERE STELLVERTRETENDE WEHRFÜHRERIN 
 
(1) Der Leiter/die Leiterin der Freiwilligen Feuerwehr der Marktgemeinde Hilders ist der Gemein-

debrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin. 
 
(2) Der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin wird von den Angehörigen der 

Einsatzabteilung(en) gewählt. 
 
(3) Die Wahl findet anlässlich der (gemeinsamen) Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr 

der Marktgemeinde Hilders  (§ 16) statt. 
 
(4) Gewählt werden kann nur, wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr der  Marktge-

meinde Hilders angehört, persönlich geeignet ist, die erforderliche Fachkenntnis mittels der 
geforderten Lehrgängen (§ 7 Abs. 1 FwOVO) nachweisen kann und das 55. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat. Zudem sollen sie ihre Hauptwohnung  in der Marktgemeinde Hilders  ha-
ben. 

 
(5) Der Gemeindebrandinspektor/ die Gemeindebrandinspektorin wird zum Ehrenbeamten/zur 

Ehrenbeamtin auf Zeit der Marktgemeinde Hilders ernannt. Er/Sie ist verantwortlich für die 
Einsatzbereitschaft der Freiwilligen Feuerwehr der Marktgemeinde Hilders und die Ausbildung 
ihrer Angehörigen. Er/Sie hat für die ordnungsgemäße Ausrüstung sowie für die Instandhal-
tung der Einrichtungen und Anlagen der Brandbekämpfung zu sorgen und den  Gemeindevor-
stand in allen Fragen des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe zu beraten. Bei der Erfül-
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lung dieser Aufgaben haben ihn/sie der stellvertretende Gemeindebrandinspektor/die stellver-
tretende Gemeindebrandinspektorin, der Wehrführer/die Wehrführerin und der Feuerwehraus-
schuss (die Feuerwehrausschüsse) zu unterstützen. 

 
(6) Der Erste stellvertretende Gemeindebrandinspektor/die Erste stellvertretende Gemeinde-

brandinspektorin hat den Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin bei Verhin-
derung zu vertreten.  

 
 Er/Sie wird von den Angehörigen der Einsatzabteilung(en) gewählt. Hinsichtlich der Anforde-

rungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl findet nach Möglichkeit in der gleichen Versamm-
lung statt, in der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin gewählt wird. Ande-
renfalls hat der Gemeindevorstand nach Ablauf der Wahlzeit oder einem sonstigen Freiwer-
den der Stelle des Ersten stellvertretenden Gemeindebrandinspektors/der Ersten stellvertre-
tenden Gemeindebrandinspektorin so rechtzeitig eine Versammlung der Angehörigen der 
Einsatzabteilung(en) einzuberufen, dass binnen zwei Monaten nach Freiwerden der Stelle die 
Wahl des Ersten stellvertretenden Gemeindebrandinspektors/der Ersten stellvertretenden 
Gemeindebrandinspektorin stattfinden kann. Der Erste stellvertretende Gemeindebrandin-
spektor/die Erste stellvertretende Gemeindebrandinspektorin wird zum Ehrenbeamten/zur Eh-
renbeamtin auf Zeit der Marktgemeinde Hilders  ernannt. 

 
(6a) Der Zweite stellvertretende Gemeindebrandinspektor/ die Zweite stellvertretende Gemeinde-

brandinspektorin kann den Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin nur dann 
vertreten, wenn der Erste stellvertretende Gemeindebrandinspektor / die Erste stellvertretende 
Gemeindebrandinspektorin ebenfalls verhindert ist.  

 
 Für die Wahl und die Anforderungen gilt Abs. 6 entsprechend.  
 
(7) Mit Vollendung des 60. Lebensjahres sind der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrand-

inspektorin und seine Stellvertreter/seine Stellvertreterinnen durch den Gemeindevorstand zu 
verabschieden. 

 
(8) Die Wehrführer/Wehrführerinnen führen die Freiwillige Feuerwehr in den Ortsteilen nach Wei-

sung  des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin. Der Wehrführer/die 
Wehrführerin wird von den Angehörigen der Einsatzabteilung der Ortsteilfeuerwehr gewählt. 
Gewählt werden kann nur, wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr angehört. Hin-
sichtlich der Anforderungen gilt Abs. 4 entsprechend. Die Wahl des Wehrführers/der Wehrfüh-
rerin erfolgt in der Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr (§ 17). 

 
(9) Der Erste stellvertretende Wehrführer/die Erste stellvertretende Wehrführerin hat den Wehr-

führer/die Wehrführerin im Verhinderungsfalle zu vertreten.  
 

Er/Sie wird von den Angehörigen der Einsatzabteilung gewählt. Gewählt werden kann nur, 
wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr angehört. Hinsichtlich der Anforderungen 
gilt  Abs. 4 entsprechend. Die Wahl des Ersten stellvertretenden Wehrführers/der Ersten stell-
vertretenden Wehrführerin erfolgt in der Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr. 

 
(9a) Der Zweite stellvertretende Wehrführer/die Zweite stellvertretende Wehrführerin kann den 

Wehrführer/die Wehrführerin nur dann vertreten, wenn der Erste stellvertretende Wehrfüh-
rer/die Erste stellvertretende Wehrführerin ebenfalls verhindert ist.  

 
 Für die Wahl und die Anforderungen gilt Abs. 9 entsprechend.  
 
(10) Für den Wehrführer/die Wehrführerin und die Stellvertreter/die Stellvertreterinnen gelten Abs. 

5 Satz 1 und Abs. 7 entsprechend. 
 
 

§ 13 
WEHRFÜHRERAUSSCHUSS 

 
(1) Es wird ein Wehrführerausschuss gebildet, der aus dem Gemeindebrandinspektor/der Ge-

meindebrandinspektorin, den Stellvertretern/den Stellvertreterinnen, den Wehrführern/den 
Wehrführerinnen den Stellvertretern/den Stellvertreterinnen, sowie des Jugendfeuerwehrwar-
tes/der Jugendfeuerwehrwartin der Marktgemeinde Hilders, sowie aus der Leiterin/dem Leiter 
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der Kindergruppe besteht und die Aufgabe hat, sämtliche Angelegenheiten des Brandschut-
zes und der Freiwilligen Feuerwehren der Marktgemeinde Hilders  zu koordinieren. 

 
(2) Der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin beruft die Sitzungen des Wehr-

führerausschusses ein. Er/Sie hat den Wehrführerausschuss zur Sitzung einzuberufen, wenn 
dies von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Ausschusses schriftlich unter Angabe von 
Gründen beantragt wird. 

 
 

§ 14 
FEUERWEHRAUSSCHÜSSE 

 
(1) Zur Unterstützung und Beratung des Wehrführers/ der Wehrführerin bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben wird in den Ortsteilen für die Freiwillige Feuerwehr der Marktgemeinde Hilders je-
weils ein Feuerwehrausschuss gebildet. 

 
(2) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem Wehrführer/der Wehrführerin als Vorsitzen-

dem/Vorsitzender, dem Stellvertreter/der Stellvertreterin, sowie aus 6 Angehörigen der 
Einsatzabteilung(en), einem Vertreter/einer Vertreterin der Ehren- und Altersabteilung und 
dem Jugendfeuerwehrwart/der Jugendfeuerwehrwartin des betreffenden Ortsteils und der Lei-
terin/dem Leiter der Kindergruppe.  

 
(3) Die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen der Einsatzabteilung, des Vertreters/der Vertreterin der 

Ehren- und Altersabteilung und des Vertreters/der Vertreterin der Jugendfeuerwehr erfolgt je-
weils in der Jahreshauptversammlung. Wahlberechtigt sind die Mitglieder der Einsatzabtei-
lung, der Ehren- und Altersabteilung für ihre jeweiligen Vertreter und Vertreterinnen. 

 
(4) Der/Die Vorsitzende beruft die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ein. Er/Sie hat den Feu-

erwehrausschuss einzuberufen, wenn dies mehr als die Hälfte seiner Mitglieder schriftlich mit 
Begründung beantragt. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der/Die Vorsitzende kann jedoch 
Angehörige der einzelnen Abteilungen der Freiwilligen Feuerwehr oder andere Personen zu 
Sitzungen einladen. Der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin und seine 
Stellvertreter/seine Stellvertreterinnen haben das Recht, jederzeit an den Sitzungen teilzu-
nehmen. Sitzungstermine sind ihnen rechtzeitig bekannt zu geben. Über die Sitzungen des 
Feuerwehrausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen. 

 
§ 15 

GEMEINSAME JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG 
 
(1) Unter Vorsitz  des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin findet jährlich 

eine gemeinsame Jahreshauptversammlung aller Freiwilligen Feuerwehren der Marktgemein-
de Hilders statt. 

 
Bei dieser Versammlung hat der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin ei-
nen Bericht über das abgelaufene Jahr zu erstatten. 

 
(2) Die gemeinsame Jahreshauptversammlung wird vom Gemeindebrandinspektor/von der Ge-

meindebrandinspektorin einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel der 
Mitglieder der Einsatzabteilung(en) schriftlich unter Angabe von Gründen verlangt. In diesem 
Fall ist sie innerhalb von zwei Wochen durchzuführen. 

 
(3) Zeitpunkt, Ort und Tagesordnung der gemeinsamen Jahreshauptversammlung sind den Feu-

erwehrangehörigen und dem Gemeindevorstand mindestens zwei Wochen vor der Versamm-
lung schriftlich bekannt zu geben. Im Fall des Abs. 2 verkürzt sich die Frist auf eine Woche. 
 

(4) Stimmberechtigt in der gemeinsamen Jahreshauptversammlung sind die Angehörigen der 
Einsatzabteilung und – mit Ausnahme der Wahl  des Gemeindebrandinspektors/der Gemein-
debrandinspektorin, seines Ersten und Zweiten Stellvertreters/seiner Ersten und Zweiten 
Stellvertreterin –und die Angehörigen der Ehren- und Altersabteilung. § 15 Abs. 3 bleibt unbe-
rührt. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder der 
Einsatzabteilung anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine zweite Versammlung einzu-
berufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Angehörigen der Einsatzabteilung 
beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Einladung besonders hinzuweisen. 
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(5) Beschlüsse der gemeinsamen Jahreshauptversammlung werden mit einfacher Stimmenmehr-

heit gefasst. Die gemeinsame Hauptversammlung beschließt auf entsprechenden Antrag im 
Einzelfall darüber, ob eine Abstimmung geheim erfolgen soll. 

 
 
 

§ 16 
JAHRESHAUPTVERSAMMLUNG 

 
(1) Unter dem Vorsitz  des Wehrführers/der Wehrführerin findet jährlich eine (getrennte) Jahres-

hauptversammlung der Ortsteilfeuerwehren der Freiwilligen Feuerwehr statt. 
 
(2) Die (getrennte) Jahreshauptversammlung wird vom Wehrführer/von der Wehrführerin einberu-

fen. Er/Sie hat einen Bericht über das abgelaufene Jahr zu erstatten. 
 
(3) Eine (getrennte) Jahreshauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr ist einzuberufen, wenn 

dies mindestens ein Drittel der Mitglieder der Einsatzabteilung der Ortsteilfeuerwehr schriftlich 
unter Angaben von Gründen verlangt. In diesem Fall ist sie innerhalb von zwei Wochen 
durchzuführen. 

 
(4) § 16 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.  
 
 

§ 17 
WAHLEN  

 
(1) Die nach dem HBKG und nach dieser Satzung durchzuführenden Wahlen werden von einem 

Wahlleiter/einer Wahlleiterin geleitet, den/die die jeweilige Versammlung bestimmt. 
 
(2) Die Wahlzeit aller  Führungsfunktionen der Feuerwehr beträgt fünf Jahre.  
 
(3) Die Wahlberechtigten sind vom Zeitpunkt und Ort der Wahl mindestens zwei Wochen vorher 

schriftlich zu verständigen. Hinsichtlich der  Beschlussfähigkeit der Versammlung gilt § 16 
Abs. 4 Satz 3 und 4 entsprechend. 

 
(4) Der Gemeindebrandinspektor/die Gemeindebrandinspektorin, sein Erster und Zweiter Stellver-

treter/seine Erste und Zweite Stellvertreterin, die Wehrführer/die Wehrführerinnen, die Ersten 
und Zweiten stellvertretenden Wehrführer/die Ersten und Zweiten stellvertretenden Wehrfüh-
rerinnen, der Vertreter/die Vertreterin der Ehren- und Altersabteilung für den Feuerwehraus-
schuss, des Jugendfeuerwehrwartes/der Jugendfeuerwehrwartin der Marktgemeinde Hilders 
bzw. die Jugendfeuerwehrwarte / Jugendfeuerwehrwartinnen der Ortsteile werden einzeln 
nach Stimmenmehrheit gewählt; § 55 Abs. 5 HGO gilt entsprechend. Stimmhäufung und Stell-
vertretung sind nicht zulässig. 

 
Die Wahl der übrigen zu wählenden Mitglieder des Feuerwehrausschusses wird als Mehr-
heitswahl ohne das Recht der Stimmenhäufung durchgeführt. Jeder Wahlberechtigte hat so-
viel Stimmen, wie sonstige Mitglieder des Feuerwehrausschusses zu wählen sind. In den 
Feuerwehrausschuss sind diejenigen gewählt, die die meisten Stimmen erhalten. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los. 

 
(5) Gewählt wird schriftlich und geheim. Bei den Einzelwahlen (Abs. 4 Satz 1) kann durch Hand-

zeichen gewählt werden, falls sich aus den Reihen der Wahlberechtigten kein Widerspruch 
erhebt. 

 
(6) Über sämtliche Wahlen ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift über die Wahl  

des Gemeindebrandinspektors/der Gemeindebrandinspektorin, seines Ersten und Zweiten 
Stellvertreters/seiner Ersten und Zweiten Stellvertreterin, der Wehrführer/innen und der Ersten 
und Zweiten stellvertretenden Wehrführer/innen ist innerhalb einer Woche nach der Wahl dem 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin zur Vorlage an den  Gemeindevorstand zu übergeben. 
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§ 18 
FEUERWEHRVEREINIGUNGEN 

 
Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren können sich zu privatrechtlichen Vereinen oder Ver-
bänden zusammenschließen. Die Marktgemeinde Hilders unterstützt Vereinigungen der Feuerweh-
rangehörigen nach Maßgabe des Haushalts. 
 
 
 

§ 19 
INKRAFTTRETEN 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Vollendung ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung der Freiwilligen Feuerwehr der Marktgemeinde Hil-

ders/Rhön vom 03. Mai 2000. 
 
 
Hilders/Rhön den 19. Dezember 2011 
 
        
 
 
Der Gemeindevorstand 
 
 
 
(Hubert Blum, Bürgermeister) 
 

 
Bescheinigung 

 
 

Diese Satzung wurde gemäß § 7 der Hauptsatzung vom 25. Januar 1988 in der Ausgabe Nr. 1/2.2012 
des "Hilderser Blättchen" vom 13. 01.2012 veröffentlicht. 
 
 
Hilders, den 13.01.2012 
 
 
 
(Der Bürgermeister) 
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Feuerwehrgebührensatzung 
 
Aufgrund der §§ 5, 51 Nr. 6 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. März 2010 (GVBl. I S. 119), jeweils in Verbindung 
mit den §§ 15 Abs. 7, 17 Abs. 3, 61 des Hessischen Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes (HBKG) in der Fassung vom 3. Dezember 2010 (GVBl. 
I S. 502) sowie der §§ 1 bis 5a, 9 und 10 des Hessischen Gesetzes über Kommunale 
Abgaben (KAG) vom 17.März 1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 31. Januar 2005 (GVBl. I S. 54), hat die Gemeindevertretung der 
Marktgemeinde Hilders in ihrer Sitzung vom 16. Dez. 2011 folgende  
 

 
Feuerwehrgebührensatzung 

 
beschlossen: 

 
§ 1 

Gebührentatbestand 
 
Die der Feuerwehr der Marktgemeinde bei Erfüllung ihrer Aufgaben entstandenen 
Gebühren und Auslagen sind nach Maßgabe dieser Gebührensatzung in Verbindung 
mit dem jeweils gültigen Gebührenverzeichnis zu erstatten, soweit der Einsatz nicht 
gemäß § 61 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 HBKG kostenfrei ist. Die Pflicht zur Erstattung 
von Gebühren und Auslagen besteht auch dann, wenn die angeforderten 
Mannschaften, Fahrzeuge und Geräte wegen zwischenzeitlicher Beseitigung der 
Gefahr oder des Schadens oder aus sonstigen Gründen nicht mehr benötigt werden. 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner bei Maßnahmen zur Brandbekämpfung sind, 
 

1. die Brandstifterin oder der Brandstifter, die oder der nicht selbst Geschädigte 
oder Geschädigter ist,  

 
2. die geschädigte Person, sofern sie den Einsatz der Feuerwehr vorsätzlich 

oder grob fahrlässig verursacht hat, 
 

3. die Fahrzeughalterin oder der Fahrzeughalter oder die Fahrzeugführerin oder 
der Fahrzeugführer, wenn der Brand beim Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugen entstanden ist; § 7 Abs. 2 Satz 2 des Hessischen 
Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) in der 
Fassung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 635), gilt entsprechend, 

 
4. die Betreiberin oder der Betreiber, wenn der Einsatz der Feuerwehr bei einer 

Anlage mit besonderem Gefahrenpotential erforderlich geworden ist, 
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5. die Betreiberin oder der Betreiber von Gewerbe- oder Industriebetrieben für  
aufgewendete Sonderlöschmittel bei Bränden in den Gewerbe- und Industrie- 
betrieben,  

 
6. die Person, die wider besseres Wissen oder in grob fahrlässiger Unkenntnis 

der Tatsachen die Feuerwehr alarmiert,  
 

7. die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die Besitzerin oder der Besitzer  
einer Brandmeldeanlage, wenn diese Anlage einen Fehlalarm auslöst, 

 
8. die Person, die den Einsatz der Feuerwehr durch nicht angezeigtes, aber 

nach § 3 Abs. 5 Satz 1 der Verordnung über die Beseitigung von pflanzlichen 
Abfällen außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen vom 17. März 1975 (GVBl. 
I S. 48) anzeigepflichtiges Verbrennen von Abfällen verursacht hat.  

 
(2) Gebührenschuldner sind bei allen übrigen Leistungen, insbesondere in Fällen 

der Allgemeinen Hilfe, 
 

1. die Person, deren Verhalten die Leistung erforderlich gemacht hat; § 6 Abs. 2 
und 3 HSOG gilt entsprechend, 

 
2. die Person, die die tatsächliche Gewalt über eine Sache oder ein Tier ausübt, 

deren oder dessen Zustand die Leistung erforderlich gemacht hat, oder die 
Eigentümerin oder der Eigentümer einer solchen Sache oder eines solchen 
Tieres; § 7 Abs. 2 Satz 2 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung gilt entsprechend,  

 
3. die Person, auf deren Verlangen oder in deren Interesse die Leistung 

erbracht wurde, 
 

4. in Fällen des § 61 Abs. 4 HBKG der Rechtsträger der anderen Behörde, 
 

5. die Person, die die Feuerwehr missbräuchlich – ohne hinreichenden Grund 
vorsätzlich oder grob fahrlässig – angefordert hat. 

 
(2) Gebührenschuldner bei Brandsicherheitsdiensten sind die Ausrichter von 

Veranstaltungen, bei denen bei Ausbruch eines Brandes eine größere Anzahl 
von Menschen gefährdet wäre (z. B. Versammlungen, Ausstellungen, 
Theateraufführungen, Zirkusveranstaltungen, Messen, Märkte und vergleichbare 
Veranstaltungen). 

 
(3) Gebührenschuldner bei Gefahrenverhütungsschauen sind die Eigentümerinnen 

und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer, Antragstellerinnen und Antragsteller 
sowie sonstige Nutzungsberechtigte von baulichen Anlagen nach § 2 Abs. 1 der 
Hessischen Bauordnung (HBO) in der jeweils geltenden Fassung.  

 
(4) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
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§ 3 

Grundlagen der Gebührenbemessung 
 
(1) Für Leistungen der Feuerwehr, die nach dieser Satzung erbracht werden, gilt 

nachfolgendes Gebührenverzeichnis, welches als Anlage  Bestandteil dieser 
Satzung ist. Die Höhe der Gebühr errechnet sich nach der aufgewendeten Zeit 
und dem eingesetzten Material, nach Art und Anzahl des eingesetzten Personals, 
der Fahrzeuge und Geräte sowie der zu prüfenden Geräte und Einrichtungen. 

  
(2) Bei der Festsetzung der Gebühr werden für Personen sowie für Fahrzeuge und 

Geräte die Gebühren je angefangene 15 Minuten berechnet.  
 
(3) Für die Berechnung der Gebühr wird die Zeit von Beginn bis zur Beendigung des 

Einsatzes zugrunde gelegt. Der Einsatz beginnt im Regelfall mit der Alarmierung 
der Feuerwehr durch die Leitstelle, spätestens mit dem Ausrücken, und ist mit 
Wiederherstellung der Einsatzfähigkeit beendet. Sind die eingesetzten 
Mannschaften, Fahrzeuge oder Geräte zum Zeitpunkt der Alarmierung bereits zu 
einem anderen Einsatz ausgerückt oder kehren diese nach dem jeweiligen 
Einsatz nicht unmittelbar zurück (aufeinander folgende Einsätze), so beginnt der 
jeweilige Einsatz mit Verlassen des vorherigen Einsatzortes und ist beendet, 
sobald sie den jeweiligen Einsatzort verlassen bzw. die Einsatzfähigkeit 
wiederhergestellt ist. 

 
(4) Die Anzahl und Auswahl des einzusetzenden und des davon bei der 

Gebührenberechnung zu berücksichtigenden Personals sowie der Fahrzeuge 
und Geräte liegt im pflichtgemäßen Ermessen der Feuerwehr.  

 
 

§ 4 
Auslagen 

 
(1) Auslagen werden in der tatsächlich erstandenen Höhe zuzüglich eines 

Verwaltungskostenaufschlages in Höhe von 10 Prozent geltend gemacht. Dies 
gilt insbesondere für Lieferungen und Leistungen von Dritten, Fremdpersonal 
und -gerät, Ölbindemittel, Säurebindemittel, Schaummittel und die Entsorgung. 

 
(2) Dauert ein Einsatz ohne Unterbrechung mehr als vier Stunden, so sind die 

Auslagen für die Verpflegung der eingesetzten Feuerwehrangehörigen zu 
erstatten. 

 
 

§ 5 
Entstehung der Gebührenschuld 

 
(1) Die Verpflichtung zur Erstattung von Gebühren entsteht im Regelfall mit der 

Alarmierung der Feuerwehr durch die Leitstelle, spätestens mit dem Ausrücken. 
 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des 

zu erstattenden Betrages. 
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§ 6 

Fälligkeit der Gebührenschuld 
 
Die zu zahlenden Gebühren und Auslagen werden durch Gebührenbescheid 
festgesetzt. Die Gebührenschuld wird ein Monat nach der Bekanntgabe des 
Gebührenbescheides fällig, sofern in diesem keine andere Fälligkeit angegeben ist. 
 

§ 7 
Härtefälle 

 
Wenn dies mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Gebührenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten erscheint, kann die 
Gebührenschuld gestundet, niedergeschlagen oder erlassen werden, oder es kann 
von der Geltendmachung der Gebühren ganz oder teilweise abgesehen werden. Die 
Stundung soll in der Regel nur auf Antrag gewährt werden. 
 

§ 8 
Sicherheitsleistungen 

 
Die Hilfeleistung der Feuerwehr im Rahmen des § 6 Abs. 3 HBKG, eine Überlassung 
von Geräten oder die Gestellung von Brandsicherheitsdiensten kann von einer 
vorherigen angemessenen Sicherheitsleistung des Gebührenschuldners bis zur 
Höhe der voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig gemacht 
werden. 

§ 9 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tag der Vollendung ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung über die Gebühren für den Einsatz der 
Feuerwehr vom 03. Mai 2000 außer Kraft. 
 
 
Hilders, den 19. Dezember 2011 
 
Der Gemeindevorstand    
 
 
     
(Hubert Blum, Bürgermeister) 
 

 
Bescheinigung 

 
 

Diese Satzung wurde gemäß § 7 der Hauptsatzung vom 25. Januar 1988 in der Ausgabe Nr. 1/2.2012 
des "Hilderser Blättchen" vom 13. Januar 2012 veröffentlicht. 
 
 
Hilders, den 13.01.2012 
 
 
(Der Bürgermeister) 
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Gebührenverzeichnis für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr Hilders 
(Anlage zu § 3 Abs. 1 der Gebührensatzung) 
Nr. Beschreibung Gebühr je 15 Minuten
1 Personalgebühren  
1.1 Brand und allgemeine Hilfeleistungseinsätze je 

Einsatzkraft 
 

9,50 € 
1.2 Brandsicherheitsdienst je Einsatzkraft 2,50 € 
   
2 Fahrzeuggebühren   
2.1 Einsatzleitwagen/Kommando-

wagen/Personenwagen 
 

 Einsatzleitwagen (ELW) 15,50 € 
 Kommandowagen (KDOW) 13,00 € 
 Mannschaftstransportfahrzeug (MTF) 10,00 € 
 Personenwagen (PKW) 8,00 € 
2.2 Kleinalarmfahrzeuge  
 Kleinalarmfahrzeug (KLAF) 18,50 € 
2.3 Tragkraftspritzenfahrzeuge/Kleinlöschfahrzeuge  
 Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF) 12,50 € 
 Tragkraftspritzenfahrzeug Wasser (TSF-W) 18,50 € 
 KLF 12,50 € 
2.4 Löschgruppenfahrzeuge  
 LF 8 16,00 € 
 LF 8/6 21,00 € 
 LF 10/6 25,00 € 
 LF 16 12,50 € 
 LF 16/12 41,00 € 
 LF 20/16 44,50 € 
2.5 Hilfeleistungsfahrzeuge  
 HTLF undHLF 24-50 43,00 € 
2.6 Tanklöschfahrzeuge  
 TLF 24/50 36,00 € 
2.7 Hubrettungsfahrzeuge  
 Drehleiter (DLK) 64,00 € 
 Teleskopmast TM 64,50 € 
2.8 Rüstwagen  
 Rüstwagen (RW) 42,50 € 
2.9 Wechselladerfahrzeuge und Abrollbehälter  
 Wechselladerfahrzeug (WLF ohne Auflage) 23,50 € 
 Abrollbehälter Atemschutz 15,00 € 
 Abrollbehälter Einsatz/Betreuung 16,00 € 
 Abrollbehälter Gefahrgut  31,00 € 
 Abrollbehälter Mulde/Transport 9,00 € 
 Abrollbehälter Ölsperre 15,00 € 
 Abrollbehälter Rüst/Kran 14,00 € 
 Abrollbehälter Schlauch 18,00 € 
 Abrollbehälter Sonderlöschmittel 14,00 € 
2.10 Gerätewagen  
 Gerätewagen Logistik (GW-L) 16,50 € 
 Gerätewagen Wasserrettung (GW-W) 15,00 € 
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 Gerätewagen Gefahrgut GW-G 42,50 
 
Nr. Beschreibung Gebühr je 15 Minuten
2.11 Flutlichtmastfahrzeuge  
 Flutlichtmastfahrzeug (FLMF) 14,00 € 
2.12 Gabelstapler 5,50 € 
2.13 Anhänger  
 Ölspuranhänger 26,00 € 
2.14 Wasserfahrzeuge  
 Rettungsboot 6,00 € 
   
3 Gebühren für die Prüfung / Wartung 

feuerwehrtechnischer Geräte und 
Ausrüstungen 

Gebühr je Stück/ 
Person 

3.1 Atemschutz  
3.11 Einsatzbedingte Prüfung Atemschutzgerät 45,00 € je Stück 
3.12 Füllen von Atemluftflaschen – Anlieferung 

Feuerwache 
7,50 € je Stück 

3.13 Füllen von Atemluftflaschen nach Nutzung der 
Atemschutzübungsanlage 

 
10,00 € je Stück 

3.14 Gebühren für die Nutzung der Atemschutz- 
übungsanlage 

 
9,50 € je Person 

3.15 Prüfen Vollschutzanzug 55,00 € je Stück 
3.16 Reinigen/Desinfizieren/Trocknen Vollschutzanzug 55,00 € je Stück 
3.2 Schlauchpflege  
3.21 Prüfen/Waschen und Trocknen  
 B-Schläuche 16,00 € je Stück 
 C-/D-Schläuche 14,00 € je Stück 
3.22 Vulkanisieren 16,00 € je Stück 
3.23 Einbinden/Fortbinden von Kupplungen 12,00 € je Stück 
3.24 Reparatur wasserführender Armaturen nach Aufwand des 

eingesetzten Personals
   
4 Gebühren für besondere Leistungen Gebühr je Std./ 

pauschal 
4.1 Fehlalarm Brandmeldeanlage 550,00 € pauschal 
4.2 Bereitstellung je Einsatzfahrzeug im Rahmen 

des Brandsicherheitsdienstes 
 

40,00 € je Std. 
4.3 Bereitstellung je Einsatzfahrzeugzur Sicher-

stellung der Einsatzbereitschaft des Rettungs-
zugesder Deutschen Bahn AG 

 
 

50,00 € je Std. 
4.4 Vernichten oder Umsiedeln von Insekten 

 
130,00 € pauschal 

5. Missbräuchliche Alarmierung  
 

Gebühren für die missbräuchliche Alarmierung 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 Nr. 5 
der Satzung werden nach ausgerückten 
Fahrzeugen und Zeit-, Material- sowie 
Personalaufwand gemäß Gebührenverzeichnis 
berechnet. 
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Nr. Beschreibung Gebühr je Std. / 

pauschal 
6. Gebühren in sonstigen Fällen  
 Für besondere, nicht in der Gebührensatzung 

aufgeführte Leistungen, werden die Gebühren 
nach ausgerückten Fahrzeugen und dem tat-
sächlichen Zeit-, Material, und 
Personalaufwand gemäß Gebührenverzeichnis 
berechnet. 
 

 

7. Kosten für den Einsatz von 
Fremdpersonal und –gerät, Ölbinde-, 
Säurebinde- und Schaummitteln, 
Entsorgung und Auslagen 

 

 Für die entstehenden Aufwendungen, etwa für 
den Einsatz von Personal oder Geräten von 
Dritten, werden die der Stadt/Gemeinde in 
Rechnung gestellten Beträge nach Maßgabe 
des § 4 Abs. 1 der Satzung zugrunde gelegt 
 

 

8. Gebühren für gesonderte Leistungen des 
vorbeugenden Brand- und Gefahren-
schutzes nach § 1 Abs. 2 der Satzung 

 
 

8.1 Gefahrenverhütungsschau  
 Begehungen  
8.11 Grundgebühr im Regelfall 80,00 € pauschal 
   
8.12 Grundgebühr für Sonderbauten  
8.121 Heime  
 - mit mehr als 30 Betten 120,00 € pauschal
8.122 Beherbungsstätten  
 - mit mehr als 30 Betten und nicht mehr als  

100 Betten 
 

120,00 € pauschal
 - mit mehr als 100 Betten 160,00 € pauschal
8.123 Verkaufsstätten  
 - mit einer Fläche von mehrals 2.000 m2 –  

5.000 m2 
 

80,00 € pauschal 
 - mit einer Fläche von mehrals 5.000 m2 –  

10.000 m2 
 

160,00 € pauschal
 - mit einer Fläche von mehr als 10.000 m2 240,00 € pauschal
8.124 Industriebauten  
 - mit einer Summe der Geschossflächen bis  

5.000 m2 
 

80,00 € pauschal 
 - mit einer Summe der Geschossflächen von  

mehr als5.000 m2 – 10.000 m2 
 

160,00 € pauschal
 - mit einer Summe der Geschossflächen von  

   mehr als 10.000 m2 
 

240,00 € pauschal
   
8.13 Objektbegehung 40,00 € je angef. Std
   
8.14 Erste und jede weitere Nachschau  
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8.141 Grundgebühr 40,00 € pauschal 
8.142 Personalgebühr 40,00 € je angef. Std
Nr. Beschreibung Gebühr je Std. / 

pauschal 
8.2 Brandschutztechnische Beratung 

außerhalb von Genehmigungsverfahren 
 

 Brandschutztechnische Beratung für Behörden, 
Antragsteller, Architekten und Fachingenieure 
sowie zur Erstellung von bautechnischen  
Nachweisen 
 

 
 

40,00 € je angef. Std

8.3 Pyrotechnik  
8.31 Genehmigung für die Erprobung / Vorführung 

von pyrotechnischen Effekten 
 

20,00 € pauschal 
8.32 Erprobung von pyrotechnischen Gegenständen 

und Sätzen 
 

20,00 € pauschal 
8.4 Abnahme/Nachschau anlässlich der 

Durchführung von 
Veranstaltungen/Märkten/ 
Messen u. dgl. 

 

8.41 Abnahme kostenfrei 
8.42 Nachschau zur Abnahme 40,00 je angef. Std.
8.5 Mitwirkung/Beratung im Zuge von 

organisatorischenMaßnahmen in 
baulichen Anlagen besonderer Art 
undNutzung 

 

 Übungen, zweite und weitere Prüfungen von 
Feuerwehrplänen, Brandschutzordnungen u. 
dergl. 

 
 

20,00 € pauschal 
8.6 Aufschaltung und Abnahmevon Brandmel-

deanlagen(BMA) sowie weitere Tätigkei-
ten im Zuge der Anlagenbetreibung 

 

8.61 Erste Aufschaltung und Abnahme einer BMA kostenfrei 
 jede weitere angefangene Stunde 40,00 € je angef. Std
8.62 Sonstige notwendige Arbeiten an der BMA, 

dem Feuerwehrschlüsseldepot (FSD) oder 
sonstigen Teilen von brandschutztechnischen 
Einrichtungen bzw. Anlagen 

 
 

20,00 €  je angef. 
halbe Std. 

8.63 An- und Abreise 20,00 pauschal 
   
9.0 Fremdleistungen  
 erforderliche Fremdleistungen werden nach tatsächlichem Aufwand 

weiterberechnet. 
 


